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Gesetz zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes  
Stellungnahme zum Entwurf des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie  
(Stand des Entwurfes 27.04.2026) 

 
Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) bedankt sich für die Möglichkeit zur Stel-
lungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes (WPG). Wir be-
dauern, dass die Bundesregierung trotz der Ankündigung ein „Wärmepaket“ vorzulegen nun die für 
den Wärmebereich relevanten Gesetzesvorhaben sukzessive in die Verbändeanhörung gibt. Das 
lässt eine Bewertung von Wechselwirkungen und den daraus resultierenden Auswirkungen auf den 
Klima- und Verbraucher*innenschutz nur eingeschränkt zu.  

Mit den im Referentenentwurf vorgesehenen Änderungen im WPG werden insgesamt Regelungen 
geschaffen, die den Einbau von Gasheizungen begünstigen, statt den Umstieg auf erneuerbare Hei-
zungslösungen anzukurbeln. Darüber hinaus schränken sie die Beteiligungsanforderungen, die 
Transparenz und die Verbindlichkeit der Wärmepläne weiter ein. Damit steigt die Planungsunsicher-
heit für Bürger*innen, Kommunen und Versorgungsunternehmen. Für sie alle vergrößert sich das Ri-
siko für Fehlinvestitionen und ein klimaschädlicher und teurer Weiterbetrieb von Gasnetzen. Das ist 
vor dem Hintergrund der angekündigten Lockerungen durch das Gebäudemodernisierungsgesetz 
(GMG) besonders gefährlich. Wir fordern:  

− die Wärmeplanung für kleine Kommunen zu fokussieren, statt zu entkernen 

− die Verbindlichkeit und Transparenz von Wärmeplänen zu erhöhen 

− die Nachhaltigkeit der Wärmepläne abzusichern 

„Kleine Wärmeplanung“ für Gemeindegebiete unter 15.000 Einwohner*innen: Wärmeplanung fo-
kussieren, statt entkernen 

Der BUND lehnt die mit Paragraf 22a neu eingeführte optionale „kleinen Wärmeplanung“ zur Vereinfa-
chung der Wärmeplanung für Kommunen unter 15.000 Einwohner*innen in dieser Form ab. Es be-
steht die Gefahr, dass laufende oder anstehende Wärmeplanungen in kleineren Kommunen mit In-
krafttreten der Regelung gestoppt oder entkernt werden. Dabei ist eine Wärmeplanung auch in die-
sen Kommunen wichtig, um Optionen einer erneuerbaren Wärmeversorgung durch beispielsweise 
genossenschaftliche Wärmenetze zu ermöglichen. In Kombination mit den aktuell geplanten Rege-
lungen des GMG würden so fossile Strukturen zementiert. Eine fokussierte Wärmeplanung, die an 
den zentralen Schritten der Wärmplanung festhält, ohne die kleinen Kommunen personell und finan-
ziell zu belasten, ist zentral. Sie spielt eine wichtige strategische und kommunikative Rolle für den 
dringend notwendigen Ausstieg aus Erdgas. Durch kluge Steuerung, teilweiser Vereinfachung von 
Planungsschritten und guter Kommunikation kann die Wärmeplanung Bürger*innen Orientierung ge-
ben und die Wärmewende effizient gestalten. Grundsätzlich begrüßt der BUND eine bundesweit ein-
heitliche Regelung für eine fokussierte Wärmeplanung in kleinen Kommunen. So können Verwaltun-
gen entlastet werden und Eigentümer*innen erhalten schneller Klarheit darüber, ob für sie beispiels-
weise zukünftig der Anschluss an ein Wärmenetz möglich sein wird. Mit dem Verfahren, wie es im 
Entwurf beschrieben wird, entfallen allerdings alle maßgeblichen Schritte der Wärmeplanung, ein-
schließlich der Eignungsprüfung. Defacto entkernt die Bundesregierung damit die wichtige kommuni-
kative und strategische Aufgabe der Wärmeplanung für kleine Kommunen.  
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Deshalb fordern wir folgende Nachbesserungen:  

• In vielen Fällen können Wärmenetze auch in kleine Kommunen einen wichtigen Beitrag zur 
kosteneffizienten Dekarbonisierung spielen, zum Beispiel wenn vorhandene Abwärmequel-
len oder lokale Potentiale von Solarenergie oder Geothermie genutzt werden können. Die 
Hürden gerade für kleine und genossenschaftliche Betreiber und Energiegemeinschaften 
sind dabei in der Praxis oft hoch. Eine systematische Einbindung dieser Gemeinschaften im 
Rahmen einer fokussierten Wärmeplanung sind zwingend erforderlich. Auch die Kommune 
sollte hier wichtige Vorarbeit und Unterstützung leisten. Deswegen sollte die Erfassung und 
Ausweisung solcher Potentiale und die Prüfung auf geeignete Wärmenetzgebiete weiter-
hin verpflichtend im Rahmen der Wärmeplanung für kleine Kommunen sein. 

• Die Optionen, Teilgebiete als Prüfgebiete für ein Wasserstoffnetz §22a(3) und Prüfgebiete 
für ein Biomethannetz §22a(4) auszuweisen, sind ersatzlos zu streichen. Durch die Aus-
weisung solcher Gebiete entsteht ein erhöhtes Risiko für Fehlinvestitionen in neue Gashei-
zungen seitens Eigentümer*innen. Wasserstoff- und Biomethannetze sind aufgrund der 
Ineffizienz, geringen nachhaltigen Verfügbarkeit und hohen Kosten der Energieträger keine 
tragfähige Option für die dezentrale Wärmeversorgung. Darüber hinaus drohen Eigentü-
mer*innen und Mieter*innen durch die absehbar stark steigenden Preise von Gas, Wasser-
stoff und Biomethan sowie steigender CO2-Abgaben und Netzentgelte in der Kostenfalle zu 
landen. Durch die nun vorgeschlagene Regelung können planungsverantwortliche Stellen 
künftig Prüfgebiete ausweisen, ohne strenge Prüfungen entlang von Transformationsplänen 
oder belastbaren Mengen- und Kostennachweisen. Der BUND lehnt diese Vereinfachung ab.  

Verbindlichkeit und Transparenz der Wärmepläne erhöhen 

Die Wärmeplanung der Kommunen muss grundsätzlich verbindlicher und transparenter werden, um 
Bürger*innen, zivilgesellschaftliche Organisationen, (kommunale) Unternehmen und Energiegemein-
schaften in der Wärmewende zu beteiligen und mitzunehmen, Planungssicherheit zu gewährleisten 
und die Wärmewende zu einer erfolgreichen Umsetzung zu bringen. Die bisherigen gesetzlichen Vor-
gaben reichen jedoch nicht. Hier muss aus Sicht des BUND deutlich nachgebessert werden.  Um die 
Verbindlichkeit und Transparenz zu erhöhen sind aus Sicht des BUND folgende Punkte entscheidend:  

• Der BUND fordert die Umsetzung der Wärmepläne verbindlich festzuschreiben. 

• Der BUND begrüßt die in §24 neu eingeführte verpflichtende Übermittlung von Daten, die im 
Rahmen der Wärmeplanung erfasst werden, in standardisierter Form an das Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Energie. Dies bildet eine wichtige Grundlage, um Vergleichbarkeit 
zwischen den Wärmeplänen herzustellen und auf bundespolitischer Ebene Steuerungsbe-
darfe zu identifizieren. Es braucht Transparenz über die standardisierten Daten, daher ist 
eine geeignete Form der Veröffentlichung der Wärmplandaten zu schaffen.   

• Der BUND fordert eine allgemeine Pflicht zur Erstellung und zeitnahen Veröffentlichung von 
aussagekräftigen und tragfähigen Dekarbonisierungsfahrpläne für Wärmenetze. Um deren 
Verbindlichkeit zu erhöhen und die auf Bundesebene vorgesehenen Dekarbonisierungsziele 
zu erreichen, empfiehlt der BUND ein Zwischenziel für 2035 zu ergänzen und die Bundesre-
gierung bei Verfehlung der gesetzten Ziele zu konkreten Gegensteuerungsmaßnahmen zu 
verpflichten. Abzulehnen sind dagegen Sonderregelungen für Betreiber industrieller Prozess-
wärmenetze mit Verschiebung von Fristen bis zum 31.12.2030, wie sie in §32 (3) im aktuel-
len Entwurf vorgesehen sind. Dadurch wird die für das Erreichen der Klimaziele zentrale De-
karbonisierung von Wärmenetzen weiter verschleppt. 

• Die Fortschreibung der Wärmepläne zu festgelegten Stichtagen anstatt wie ursprünglich 
„spätestens alle fünf Jahre“ lehnt der BUND ab. Damit kann sich der Zeitpunkt der nächsten 
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Fortschreibung für einige Kommunen um mehrere Jahre in die Zukunft verschieben. Eine 
zeitnahe Fortschreibung ist aber sinnvoll, um die Umsetzung der Wärmepläne zu überprüfen 
und gegebenenfalls nachzusteuern.  

Nachhaltigkeit der Wärmepläne absichern 

Für eine Weiterentwicklung des WPG sind darüber hinaus zusätzliche ökologische und soziale An-
forderungen zentral.  

• Der BUND fordert das WPG dahingehend weiterzuentwickeln, dass die für die Transforma-
tion grundsätzlich zulässigen Wärmequellen zur künftigen Wärmeversorgung in Wärmenet-
zen anhand klarer ökologischer Kriterien (insbesondere Treibhausgasemissionen, des Wei-
teren Nutzungskonkurrenzen, sowie Risiken langfristiger Lock-in-Effekte) verbindlich prio-
risiert werden müssen. Knappe nachhaltig verfügbare Wärmequellen wie Biomasse oder 
grüne Gase sind nachrangig einzusetzen. Der Einsatz sollte an eine Begründung über trans-
parent und öffentlich einsehbare Nachweise des Wärmenetzbetreibers zum Beispiel im Rah-
men der Transformationsplänen nach BEW oder den Wärmenetzausbau- und Dekarbonisie-
rungsplänen gemäß § 32 WPG geknüpft sein. 

• Der BUND begrüßt grundsätzlich die Ergänzung der Wärmeplanung um eine Kälteplanung 
wie in §21a vorgesehen. Die Folgen der Klimakrise werden den Kältebedarf gerade in 
Großstädten erhöhen und eine integrierte Planung ermöglicht eine effiziente Verzahnung 
von Wärme- und Kältelösungen. Ergänzend empfiehlt sich die besondere Berücksichti-
gung vulnerabler Gruppen auch in Kommunen unter 45.000 Einwohner*innen. Vulnerable 
Personen halten sich überproportional in Krankenhäusern, Pflegeheimen, Kindertagesstät-
ten und Schulen auf. Deswegen empfiehlt der BUND die Kältebedarfe dieser Einrichtungen 
gezielt zu erfassen und entsprechende Maßnahmen zu planen. 
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